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b) Aufnahme des Ehrendienstes in den bewaffneten Orga­
nen der Deutschen Demokratischen Republik; Wieder­
aufnahme der Tätigkeit nach Beendigung des Ehrendien­
stes,

c) Aufnahme einer Tätigkeit nach Beendigung der Berufs­
ausbildung,

d) Aufnahme eines Direktstudiums an einer Hoch- oder 
Fachschule; Aufnahme einer Tätigkeit nach Abschluß 
des Studiums,

e) Betriebswechsel auf Grund gesellschaftlicher Erforder­
nisse,

f) Beendigung der Berufstätigkeit bei Erreichen des Ren­
tenalters oder Eintritt der Invalidität; Wiederaufnahme 
bzw. Beendigung einer Tätigkeit im Rentenalter oder 
während der Invalidität,

g) Beginn der Freistellung nach dem Wochenurlaub ent­
sprechend §246; Wiederaufnahme einer Tätigkeit nach 
dieser Freistellung,

h) Tod des Werktätigen.
Der Betriebsleiter entscheidet mit Zustimmung der zuständi­
gen betrieblichen Gewerkschaftsleitung über die Gewährung 
der anteiligen Jahresendprämie in weiteren gesellschaftlich 
gerechtfertigten Fällen.

(3) War der Werktätige während des Planjahres wegen 
Krankheit vorübergehend arbeitsunfähig, erhält er Jahres­
endprämie entsprechend seiner in diesem Jahr erbrachten 
Gesamtleistung.

(4) Bei schwerwiegender Verletzung der sozialistischen Ar­
beitsdisziplin oder der staatsbürgerlichen Pflichten kann die 
Jahresendprämie entsprechend den Rechtsvorschriften gemin­
dert werden oder entfallen.

§118
(1) Die Voraussetzungen für die Gewährung und die Höhe 

der Jahresendprämie sind entsprechend den Rechtsvorschrif­
ten im Betriebskollektivvertrag zu vereinbaren.

(2) Die Jahresendprämie für den einzelnen Werktätigen 
wird vom Betriebsleiter nach Beratung im Arbeitskollektiv 
festgelegt. Die Festlegung bedarf der Zustimmung der zustän­
digen betrieblichen Gewerkschaftsleitung.

(3) Schwangerschafts- und Wochenurlaub, Arbeitsunfähig­
keit wegen Arbeitsunfall oder Berufskrankheit sowie Frei­
stellungen von der Arbeit zur Wahrnehmung staatlicher und 
gesellschaftlicher Funktionen, zur Pflege erkrankter Kinder, 
zur Ableistung des Reservistenwehrdienstes, zur Teilnahme 
an Einsätzen im Interesse der Gewährleistung von Ordnung 
und Sicherheit, zur Durchführung des Dienstes in den Kampf­
gruppen der Arbeiterklasse sowie im Rahmen der Zivilver­
teidigung, zur Teilnahme an Lehrgängen und Schulungen füh­
ren nicht zur Minderung der Jahresendprämie. Für diese 
Zeit ist dem Werktätigen als Erfüllung der Leistungskriterien 
die Durchschnittsleistung seines Arbeitskollektivs anzurechnen. 
Das gleiche gilt für andere Freistellungen, für die das in 
Rechtsvorschriften geregelt ist.

§119
(1) Die Leistungsziele für die Gewährung auftragsgebunde­

ner Prämien sowie deren Höhe und die Zahlungstermine wer­
den zwischen dem Betriebsleiter und der zuständigen betrieb­
lichen Gewerkschaftsleitung nach Beratung im Kollektiv, für 
das die Prämie vorgesehen ist, vereinbart. Die Mitglieder des 
Kollektivs haben Anspruch auf die in der Vereinbarung vor­
gesehene Prämie, wenn die festgelegten Voraussetzungen er­
füllt wurden.

(2) Die auftragsgebundene Prämie für das einzelne Mitglied 
des Kollektivs wird entsprechend den ihm vorgegebenen Lei­

stungskriterien bzw. der Einschätzung seiner Leistung vom 
Betriebsleiter nach Beratung im Arbeitskollektiv festgelegt. 
Die Festlegung bedarf der Zustimmung der zuständigen be­
trieblichen Gewerkschaftsleitung.

(3) Für die Gewährung der auftragsgebundenen Prämie gel­
ten im übrigen die Bestimmungen des § H7 Absätze 2 bis 4 
und § 118 Abs. 3 sinngemäß. Anspruch auf anteilige auftrags­
gebundene Prämie besteht auch, wenn der Werktätige eine 
andere Arbeit im Betrieb übernimmt.

§120
Für die Erschließung volkswirtschaftlicher Reserven, für 

die Einsparung von Material und Rohstoffen und für sonstige 
besondere Leistungen können die Werktätigen entsprechend 
den Rechtsvorschriften prämiiert werden.

§121

Überbrückungsgeld
(1) Werktätige, die infolge Rationalisierungsmaßnahmen 

oder Strukturveränderungen eine andere Arbeit im Betrieb 
oder in Abstimmung mit dem zuständigen örtlichen Rat in 
einem anderen Betrieb übernehmen und dadurch in absehba­
rer Zeit ihren bisherigen Durchschnittslohn auch durch Qua­
lifizierungsmaßnahmen nicht wieder erreichen können, erhal­
ten ein einmaliges Überbrückungsgeld in Höhe der Jahres­
summe der voraussichtlichen Minderung des Durchschnitts­
lohnes. Bei Übernahme einer Arbeit in einem anderen Be­
trieb wird das Überbrückungsgeld vom bisherigen Betrieb 
gezahlt.

(2) In Rechtsvorschriften kann festgelegt werden, daß 
Werktätige bei Vorliegen besonderer Bedingungen ein höheres 
Überbrückungsgeld erhalten.

§122
Entschädigungszahlungen

Der Werktätige erhält Entschädigungszahlungen für die im 
Zusammenhang mit der Arbeit auftretenden notwendigen 
Mehraufwendungen, insbesondere bei Montageeinsätzen, 
Dienstreisen, angeordneter Teilnahme an Lehrgängen und 
Schulungen, arbeitsbedingter doppelter Haushaltsführung und 
Wohnungswechsel im Interesse des Betriebes. Einzelheiten 
werden in Rechtsvorschriften geregelt.

§123
Berechnung des Durchschnittslohnes

Der Durchschnittslohn wird auf der Grundlage des in der 
gesetzlichen bzw. vereinbarten Arbeitszeit des vorangegange­
nen Kalenderjahres erzielten Lohnes berechnet. Einzelheiten 
der Berechnung des Durchschnittslohnes werden in Rechtsvor­
schriften geregelt.

Lohnabrechnung und -auszahlung
§124

(1) Die Lohnabrechnungsperiode ist der Kalendermonat.

(2) Zur Sicherung einer richtigen Lohnberechnung hat der 
Werktätige die Arbeitsauftragsscheine oder anderen Unterla­
gen mit Beendigung der betreffenden Arbeit, spätestens 2 Wo­
chen danach, abzurechnen. Das Verfahren der Abrechnung ist 
in der Arbeitsordnung zu regeln. Überschreitet der Werktätige 
schuldhaft die Abrechnungsfrist, erhält er für die auf die 
Arbeit entfallende Zeit den Tariflohn.


